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Vorbemerkung 

Dieser Artikel ist eine Zusammenstellung von Überlegungen zur Umweltproble-
matik in Brasilien und, vor allem, im Bundesstaat Santa Catarina. Die erste Über-
legung betrifft das Problem des Mangels an sozioökonomischer Nachhaltigkeit 
als historische und strukturierende Tatsache der brasilianischen Entwicklungs-
politik, in der nie eine Anerkennung der Umweltproblematik stattgefunden hat. 
In der zweiten Überlegung wird der rationelle Ursprung der brasilianischen Ent-
wicklungspolitik nachvollzogen. Drittens wird die empirische Realität im Bun-
desstaat Santa Catarina als Beispiel einer „Nicht-Umwelt-Politik“ und einer 
durch Ökonomismus verursachten „Kurzsichtigkeit“ dargestellt, in der es weder 
ein Umweltbewusstsein noch das ökonomische Bewusstsein der Umweltpro-
bleme gibt. Am Ende wird als Schlussfolgerung dahingehend argumentiert, dass 
der Staat die Verantwortung dafür trägt, in seinen verschiedenen Sphären poli-
tische Programme zu schaffen, welche eine industrielle Entwicklung fördern, in 
der die Umwelt Bestandteil der Firmenpolitiken ist. Es ist offensichtlich, dass 
die „innere Effizienz“ des Marktes in praktischer Hinsicht von der Erfüllung sei-
ner Rolle als Führer und Förderer der Weiterentwicklung vom Staat abhängt. 
Die Umweltproblematik erfordert auf sie abgestimmte politische Programme 
und einen Umgang mit ihr, in dem ihrer Komplexität und allen durch sie erfolg-
ten Veränderungen Rechnung getragen wird. Das heißt, sie erfordert ein neues 
„Ethos“, eine Bildung zur Ökoentwicklung. 

1. Einleitung 

Seit der Kolonialgründung in Brasilien war die gängige Praxis, geprägt von einer 
räuberischen Sicht und einer starken geopolitischen Orientierung, sich die neuen 
Territorien mit dem Ziel anzueignen, die natürlichen Reichtümer bis aufs Letzte 
auszubeuten.  
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Der Staatsapparat wurde im Hinblick auf die Beherrschung des Territori-
ums und nicht auf das Wohlergehen des Volkes konstruiert. Die Eroberung des 
Landes, der verschwenderische Umgang mit den natürlichen Ressourcen, die 
wirtschaftliche Abhängigkeit vom Ausland, die staatliche geopolitische Konzep-
tion, der patrimonialistische Staat, die Ausschlussgesellschaft und die föderati-
ven Spannungen waren die Eigenschaften, aus denen der Prozess der Bildung 
des heutigen Brasilien ausging (Moraes 1994). 

Die Modernisierung und die euphorische Entwicklung der Nachkriegszeit 
dienten auch dazu, die Debatte über die Umweltproblematik in Brasilien über 
lange Zeit abzudämpfen. Der Raubbau an der Natur, der als „Preis des Rück-
stands“ betrachtet worden war, wurde zum „Preis des Fortschritts“ und die Um-
weltzerstörung eine Tatsache, besonders seit den 40er und 50er Jahren des 20. 
Jahrhunderts. Außerdem waren bei der massiven und späten Industrialisierung 
die eingeführten technologischen Standards zwar fortschrittlich aus nationaler 
Sicht, aber veraltet in Bezug auf den Umweltschutz. Es fehlten die technischen 
Elemente des Recycling und der Wiederaufbereitung, was in Brasilien ab den 
40er Jahren des 20. Jahrhunderts zur Ausbildung einer veralteten industriellen 
Basis führte, die von der Inkompatibilität von Umweltschutz und Wirtschafts-
wachstum gekennzeichnet war (Pádua 1999; Viola 1987). 

Als Folge daraus zeichneten sich bereits zu Beginn der 70er Jahre die ersten 
Anzeichen der Erschöpfung des beschleunigten Wachstumsmodells ab, welches 
in den 40er Jahren seinen Anfang nahm. Das starke Wirtschaftswachstum 
(1940-1980) führte zu einer sehr starken Umweltzerstörung, vielleicht der 
stärksten und schnellsten der Geschichte des Industrialismus (Viola 1987). Trotz 
des Bildes von Zerfall und Raubbau, welches das Land prägte, zeigten die Auto-
ritäten (sowohl der Regierung als auch der Unternehmen) wenig Verständnis für 
die Umweltproblematik. Obwohl die Umweltproblematik ein in Diskussionen 
immer wiederkehrendes Thema der 70er Jahre war, ist sie, wie auch die durch 
das Produktions- und Entwicklungsmodell verursachten Probleme, anscheinend 
kaum bis in Regierungskreise vorgedrungen. Der Umweltschutz wurde als Anti-
these zur herbeigesehnten Weiterentwicklung betrachtet. Explizit deutlich wurde 
dies 1972 während der Ersten Konferenz der Vereinten Nationen über die Um-
welt des Menschen in Stockholm (Schweden). Auf dieser zeigte die brasiliani-
sche Regierung ihre Uneinsichtigkeit gegenüber der Bedeutung der Umweltpro-
blematik, denn das „moderne Brasilien“ erlebte gerade mehr als jedes andere 
Land den Mythos des Wirtschaftswachstums um jeden Preis. Die Umweltver-
schmutzung wurde als nötiges Übel betrachtet. Dies war nach Meinung der Re-
gierung der Preis, den die brasilianische Gesellschaft zahlen musste, um aus der 
Situation der Unterentwicklung herauszukommen (Vieira/Weber 1997). 

Durch den internationalen Druck, ausgehend vom „Club of Rome“ und der 
Konferenz von Stockholm, bekam die Umweltproblematik einen besonderen Stel-
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lenwert in der nationalen Politik, auch wenn man das Gefühl hatte, dass es sich 
noch um ein fremdartiges Thema für die Politik der öffentlichen Verwaltung 
handelte (Borinelli 1999). Dieses Gefühl kann man sogar heutzutage noch be-
kommen, wenn man die Unwirksamkeit des Staatsapparates betrachtet, welcher 
für die Überwachung und den Schutz der Umwelt verantwortlich ist. Wenn es 
einerseits eine die institutionelle und rechtliche Seite betreffende Entwicklung 
gab, so gab es diese andererseits nicht in gleichem Maße bei der Zweckmäßig-
keit der Politik, in welcher der Vorrang des Umweltschutzes in den politischen 
Programmen und in den Entwicklungsprozessen auf effektive Art und Weise 
umgesetzt worden wäre. 

Obwohl die brasilianische Umweltgesetzgebung als eine der weltweit fort-
schrittlichsten betrachtet wird, geht die Umweltzerstörung umso stärker weiter, 
weil es keine effektiven Strukturen zur Überwachung und Bestrafung derjenigen 
gibt, die sich nicht an die Gesetze halten, was auch eine Folge der Mentalität der 
Unternehmensführungen ist. Und dies geschieht gerade weil die Umweltproble-
matik nicht in politischen Programmen integriert ist (Milaré 2002). Das heißt, 
dass der Staat eine paradoxe Position gegenüber der Umweltproblematik ein-
nimmt. Ein Teil seines Apparates verkörpert die wichtigsten institutionellen Ka-
näle des Umweltschutzes, aber genau dieser Apparat erweist sich als unwirksam 
(Moraes 1994). Oder anders formuliert: Es wurde ein juristischer und institutio-
neller Apparat geschaffen, jedoch nicht die für ihn nötigen Arbeitsbedingungen. 

Diese Besonderheiten haben in Brasilien zu einer starken „ökologischen 
Nicht-Nachhaltigkeit“ geführt und fördern diese auch weiterhin. Sie steht im Zu-
sammenhang mit Prozessen der Ausbeutung und Verwertung natürlicher Res-
sourcen, welche nicht das Ergebnis von Projekten sind, die eine ganzheitliche 
Entwicklung zum Ziel haben, sondern im Gegenteil eine Ausbreitung der ver-
schwenderischen Entwicklung der Industrialisierung ist, ohne Unterstützung ein-
grenzender politischer Programme. Der Mangel an ökologischer Nachhaltigkeit 
wird so zu einer strukturierenden Größe der urbanen und industriellen Expan-
sion in Brasilien und die Inkompatibilität von Entwicklung und Umweltschutz 
ein charakteristisches Merkmal bei der Bildung der industriellen Basis und der 
Weiterentwicklung des Landes. Dieses Charakteristikum kommt noch offensicht-
licher als Prozess, der sich insbesondere auf ein Wachstum um jeden Preis grün-
det, zum Ausdruck, wie der von der Staatsgewalt vertretene, welcher die sozia-
len und ökologischen Probleme vernachlässigt. Dieses Modell impliziert also die 
Grundannahme, dass der Weg der Weiterentwicklung durch lineares ökonomi-
sches Wachstum erfolgt und erkennt nicht, dass ein uneingeschränktes Wachs-
tum Hindernisse gerade für Entwicklungsmöglichkeiten hervorbringen kann. 
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2. Der besondere Fall des Bundesstaats Santa Catarina: Eine Bilanz der 
„Nicht-Politik“ 

Ausgehend von einer Studie über die Umweltpolitik des Bundesstaats Santa Ca-
tarina kann man festhalten, dass die Politik hier sich nicht vom übrigen Brasilien 
unterscheidet. Dies zeigen die Arbeiten von Borinelli (1999) und Massignan 
(1995), welche zusammengenommen den Zeitraum von 1975 bis 1994 beschrei-
ben. Diese Arbeiten kommen nach ihrer Analyse zu der Schlussfolgerung, dass 
es in Santa Catarina praktisch gar kein politisches Umweltprogramm gibt. 

Massignan (1995) zeigt durch die Darstellung eines Zeitabschnitts (1975-
1994), dass die Umweltpolitik des Bundesstaats Santa Catarina sich den unzäh-
ligen Entwicklungs- und Umweltschutzproblemen nicht gestellt hat. Zu den 
wichtigsten genannten Gründen dieser Unzulänglichkeit gehören: Der Mangel 
an Kontinuität in begonnenen Aktionen, der Mangel an Austausch zwischen den 
einzelnen Organen und vor allem das Fehlen einer Einrichtung, welche die ein-
zelnen Organe und die Zivilbevölkerung verbindet. Die Umweltpolitik in Santa 
Catarina beschränkt sich auf eine unzureichende Kontrolle der Umweltver-
schmutzung. Es gibt keine Bildungsprogramme, keine Bewusstseinsbildung 
oder Anreize für die industrielle Anpassung. 

Nachdem Borinelli die bundesstaatliche Umweltpolitik zwischen 1975 bis 
1991 untersucht hat, kommt er zu dem Ergebnis, dass das Scheitern oder der ge-
ringe Erfolg der Umweltorgane die Bezeichnung „paradigmatischer Fall von 
Nicht-Politik“ verdient hat. Die institutionelle Schwäche der Umweltpolitik in 
Santa Catarina findet sich in allen vier untersuchten Regierungsperioden und ist 
laut den Schlussfolgerungen des Autors eine „notwendige Bedingung, also funk-
tionell für die Kontinuität der historisch verwurzelten ökonomischen und politi-
schen Strukturen“. Die Umweltproblematik war noch nie ein aktiver Bestandteil 
des politischen Projekts der Eliten des Bundesstaats Santa Catarina und wird so-
mit marginalisiert. „Der Umweltapparat hatte in fast allen Regierungen eine un-
tergeordnete und isolierte Stellung innerhalb der bundesstaatlichen Verwaltung“. 
Diese Behauptung kann anhand der Regierungspläne selbst bestätigt werden, in 
welchen die Umweltproblematik, sofern sie überhaupt auftaucht, nur gestreift 
wird und selten im Mittelpunkt der Vorschläge steht. 

Zu den jüngsten Beispielen, die diesen Sachverhalt bestätigen, gehören die 
Schlüsselinstitutionen des Umweltschutzes in Santa Catarina: die Bundesstaatli-
che Umweltstiftung FATMA (= Fundação Estadual do Meio Ambiente) und das 
Sekretariat des Bundesstaats für Stadtentwicklung und Umwelt SDM (= Secre-
tária de Estado do Desenvolvimento Urbano e Meio Ambiente). Die FATMA, 
verantwortlich für die Ausführung der politischen Umweltprogramme, be-
schränkte ihre Tätigkeiten im Wesentlichen darauf, in regelmäßigen Abständen 
Geldbußen zu verhängen, ohne eine weiter gehende Anleitungs- oder Bildungs-
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arbeit und sogar ohne dabei Druck auszuüben, der zu einer Änderung des Ver-
haltens der beteiligten Akteure hätte führen können. Das SDM als wichtigstes 
Organ des politischen Managements bis 2002 verzichtete seinerseits bei seiner 
Arbeit ganz auf den Austausch mit der Industrie und selbst mit der FATMA. 

Bei den im Jahre 2002 durchgeführten Untersuchungen zur FATMA und 
zum SDM wurde festgestellt, dass es überhaupt keine Programme zum regio-
nalen, urbanen und industriellen Umweltmanagement gibt. Es fehlte an materiel-
len Mitteln, an Personal und an den nötigen Voraussetzungen, damit die Organe 
ihre Aufgabe, nämlich zu überwachen, zu kontrollieren und zu planen, effektiv 
erfüllen konnten.  

Wie auf nationaler Ebene so bildet auch in Santa Catarina der Staatsapparat 
die wichtigsten institutionellen Kanäle zum Umweltschutz, ist aber wirkungslos, 
weil es an Programmen zum Umweltmanagement fehlt. Diese paradoxe Situa-
tion ist nicht nur das Ergebnis einer Schwäche der Institutionen, sondern in ers-
ter Linie einer „ad hoc“-Umweltpolitik, bei der keine Planung stattfindet, was 
wiederum die Aufnahme der Umweltprobleme in die Prioritätenliste der Regie-
rungen erschwert. Es ist auch der Ausdruck einer Modellkrise. In den 70er Jah-
ren wurden die Instrumente dieses Modells auf die Schnelle formuliert und statt 
die Politik zur Entwicklung eines der Umwelt angepassten Entwicklungsmodells 
zu lenken, haben sie sich darauf beschränkt, die Zuwiderhandelnden ausfindig 
zu machen und sie mit einer Geldstrafe zu belegen. Doch selbst das geschieht 
auf eine unzureichende Art und Weise. 

Das Beispiel einer industriellen „Nicht-Politik“ 

Wie bei der Stadtentwicklung, so auch bei der industriellen Entwicklung be-
schränken und erschweren diese Tatsachen die Erfüllung der Bedürfnisse der 
Umwelt. Auch wenn in jüngster Zeit mit dem Vormarsch der Globalisierung 
diese Bedürfnisse durch den Markt selbst hervorgerufen wurden, hängt die nach-
haltige Entwicklung der Industrie von Lösungen ab, welche das Verhältnis zwi-
schen Produzent und Konsument mit berücksichtigen. Es handelt sich um eine 
sozioökonomische und politische Dimension. Der Markt ist aus Zufall oder auf-
grund der Arten der zwischen den Variablen, aus denen er sich zusammensetzt, 
bestehenden Beziehungen von umfassenden politischen Entwicklungsprogram-
men und ökonomischen, ökologischen und sozialen Regelungen mit detaillierten 
Aktionsplänen abhängig, wie sie politischen Programmen eigen sind. Dadurch, 
dass solche Vorgänge bisher nicht stattfanden, haben sich die unangemessenen 
Zustände in den Einrichtungen und dem Monitoring der Industrie mit einem 
starken Verschmutzungspotenzial verschlimmert. Von den Interessen der einzel-
nen ökonomischen Gruppen bestimmt und wegen der klientelistischen Prägung 
des Bundesstaats Santa Catarina übt die Industrie ihren Einfluss aus, um die 
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Richtung der Entscheidungen zu ihren Gunsten und zum Nachteil der Gemein-
schaft zu bestimmen. 

Obwohl immer wieder betont wird, dass die Beziehung zwischen Staat und 
Produktionssektor von einer notwendigen Partnerschaft gekennzeichnet sein 
sollte, um den Herausforderungen der Wettbewerbsfähigkeit auf dem globali-
sierten Markt zu begegnen (Bornelli 1994), existiert in dieser Beziehung ein Va-
kuum, was die Umweltproblematik angeht. In Santa Catarina wird dieses Va-
kuum deutlich beim Anblick der langen Liste von durchgeführten Foren, Work-
shops und Seminaren, die vom Institut Euvaldo Lodi – IEL/SC seit 1994 geför-
dert wurden und in welche unzählige Unternehmen, Behörden und andere so-
ziale Organisationen einbezogen wurden und bei welchen man sich fragte, wer 
wofür verantwortlich war. Die Antwort auf diese Frage war, wie Dozol (2002) 
es ausdrückt, dass es sich bei dem Bereich der Umwelt in Santa Catarina um 
„Niemandsland“ handelte. Es wurde nicht nur die Existenz von schwerwiegen-
den von der Industrie verursachten Problemen festgestellt, sondern auch ein ab-
solutes Versäumnis gegenüber den Problemen von Seiten der Industrie und der 
Behörden. 

Heutzutage hat sich das Bild nicht verändert, wie von den Unternehmen 
selbst erklärt wird. In den Reden der Mitglieder des IEL und von Staatsbeamten 
herrscht Einmütigkeit darüber, dass es dem Staat an einem Projekt mangelt, wel-
ches die Umsetzung eines nachhaltigeren und wettbewerbsfähigeren Produk-
tionsmodells fördert. Die Umweltorgane sind unzureichend strukturiert, sehr 
bürokratisch und langsam. Und die Projekte, die gemeinsam mit den Unterneh-
men erarbeitet wurden, landen in den meisten Fällen „in der Schublade“. 

Den Angaben des IEL zufolge haben die großen Industrieunternehmen in 
letzter Zeit versucht, die Variable „Umwelt“ in ihre Produktionsprozesse durch 
Umweltmanagementsysteme und Zertifizierungen der Serie ISO 14000 mit auf-
zunehmen, weil der Markt dies verlangte. Diesen Daten zufolge beginnen die 
Unternehmen also damit, sich im Bereich der Umwelt anzupassen, aber diese 
Anpassung ist nur ein Instrument und ist auf Wachstum ausgerichtet. Sie be-
schränkt sich nur auf den Bereich der großen Unternehmen, welche Wettbe-
werbsvorteile auf diesem Markt suchen. Dies behauptet auch der Beirat des IEL: 

Jeder Unternehmer mit etwas mehr Weitsicht habe sich der Erfüllung der 
Gesetzgebung und dem Versuch, die Umweltverschmutzung zu verringern, be-
reits angeschlossen. Die großen, multinationalen Unternehmen wüssten schon, 
was sie zu tun hätten. Sie seien entweder schon zertifiziert oder besäßen bereits 
ein Umweltmanagementsystem (sistema de gestão ambiental = SGA), betrachte-
ten die Umweltproblematik aber immer noch nicht als etwas Vordringliches. 

Das heißt, dass nur deshalb damit begonnen wird, die Sorge um die Umwelt 
in die Programme der großen Industrieunternehmen aufzunehmen, weil durch 
die Veränderungen, welche durch die Globalisierung hervorgerufen wurden, der 
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Druck des Marktes spürbar ist. In Wirklichkeit werden die großen Unternehmen 
auch durch die finanziellen Gewinne motiviert, welche man erhält durch die Op-
timierung der Produktionsprozesse mit besserer Verwertung der Rohstoffe, des 
Wassers, der Energie, dem Vermeiden von Abfällen, die Befolgung der Um-
weltgesetzgebung, die Vereinfachung auf den Etappen hin zur Einführung eines 
Umweltmanagementsystems für die Zertifizierung nach ISO 14001, die Steige-
rung der Wettbewerbsfähigkeit durch die Verringerung von Produktionskosten, 
den Einsatz von „Umweltmarketing“ und die Festigung eines positiven Ein-
drucks auf dem Markt. Laut dem Beirat des IEL/SC sind dies die Ergebnisse, die 
wirklich interessieren. 

Aus dieser Feststellung kann man wenigstens zwei unterschiedliche Schluss-
folgerungen ziehen: Die erste ist, dass diese Einstellung das zum Ausdruck 
bringt, was Sampaio (2000) und andere die Strategie nennen, welche darin be-
steht, zu versuchen, Kompatibilität und Einbindung zwischen den Aktivitäten 
der Organisation mit ihrem Umfeld zu schaffen und deren Ziel es ist, dem Un-
ternehmen selbst Nachhaltigkeit zur Deckung der sozialen Nachfrage und der 
des Marktes zu vermitteln. Diese Ansprüche können auch ausgehend von der 
Nachfrage der stakeholders (Einflussgruppen) verstanden werden, was auch 
nahe legt, dass die Industrie im Dienste der Gesellschaft als Ganzes stehen sollte. 
Diese Betrachtungsweise führt zu der Einsicht, dass die an die Organisationen 
gestellten Ansprüche kontinuierlich wachsen, was sich auch in der Zunahme von 
sehr unterschiedlichen Interessengruppen zeigt, die Druck ausüben, und welche 
die Unternehmen traditionell eher nicht unmittelbar zu interessierten pflegten. 

Die zweite Schlussfolgerung ist dagegen pessimistischer, und zwar in der 
Hinsicht, dass sie auf das Festhalten an der Rationalität, in welcher der ökono-
mische Faktor der bestimmende ist, hinweist. Dies impliziert, dass der Umwelt-
schutz nur in dem Maße in die Unternehmensstrategie aufgenommen wird, in 
welchem er wirtschaftliche Gewinne verspricht. Diese Feststellung bestätigt, 
was Leff (1986, 1993) den rein instrumentellen Charakter der unternehmerischen 
Umweltpolitik nennt, die nur darauf ausgerichtet ist, die vom aktuellen Modell 
verursachten Effekte zu kontrollieren. Das heißt, die Kontrolle dieser Effekte, 
welche auch Umweltexternalitäten genannt werden, hängt jetzt nur noch vom 
Markt ab. So verwandeln sich die Absichten der nachhaltigen Entwicklung in 
eine einfache ökologische Anpassung der dominierenden ökonomischen Ratio-
nalität, welche durch die Rückzugspolitik des Staates, der dadurch seine Einmi-
schungen in die Wirtschaft begrenzt, noch zusätzlich gestärkt wurde und wel-
cher es somit dem Markt überlässt, die Umweltprobleme zu regeln und anhand 
der juristischen Vorgaben zu normieren. Die Marktwirtschaft wurde so zum Re-
gulierungsmechanismus des ökologischen Gleichgewichts und der Zerstörung 
der Umwelt schlechthin (Leff 1993). 
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Auch die Untersuchung von Layargues (2000) zu den Industrieunternehmen 
von São Paulo mit dem Titel „Der Vorhang aus grünem Rauch“ ist in diesem 
Zusammenhang nennenswert. Darin kommt der Autor zu der Schlussfolgerung, 
dass die Aufnahme der Variable „Umwelt“ in die Dynamik der Unternehmen 
vor allem auf ökonomischen Interessen beruht, wo die Selbsterhaltung und die 
Reproduktion von unternehmerischen Geschäftsmöglichkeiten auf dem Spiel 
steht und wobei die Umwelt in eine Variable des Marktes umgewandelt wird. 
Auch wenn diese Veränderungen nicht nur die Ergebnisse der reaktiven Haltung 
der Regierungsorgane und der Verbraucher gegenüber schädlichen Produkten 
sind, sondern schon die einer pro-aktiven Haltung, wie eine Marktstrategie, die 
durch den Einsatz von Ökomarketing ihre Sichtbarkeit erhält. 

Ein Beispiel dieser Art sind die vom Markt geschaffenen Mechanismen und 
Werkzeuge selbst, wie die Serie ISO 14000 und die Programme für Sauberere 
Technologien (Programas de Tecnologias mais Limpas), welche zwar nicht die 
Exzellenz eines Unternehmens in seinen Beiträgen zur Umwelt sicherstellen, aber 
immerhin eine weite Verbreitung erfahren. Die ISO 14000 beispielsweise geht 
von der Einhaltung der Umweltgesetzgebung aus und beabsichtigt so eine 
effektive Überwachung durch die Umweltorgane (Sampaio/Fernandes 2002). Das 
Programm zur Saubereren Produktion (Produção mais Limpa) seinerseits besteht 
aus der Anwendung von Verfahren, die Verschwendung sowie Erzeugung von 
umweltschädlichen Abfällen während der Produktionsprozesse vermeiden. Es 
handelt sich um eine wirtschaftliche, ökologische und technologische Strategie, 
welche in die Prozesse und Produkte des Unternehmens integriert wird. Es ist ein 
Programm, das auf ein besseres Umweltmanagement der Industrie abzielt, aber 
mit Betonung auf den damit verbundenen ökonomischen Gewinnen. 

Dabei handelt es sich jedoch – wenigstens im Bundesstaat Santa Catarina – 
um Programme, die sich nur auf große Unternehmensgruppen beschränken. Im 
Bereich der kleinen und mittelständischen Unternehmen, selbst wenn sie da-
durch in ihren guten wirtschaftlichen Ergebnissen unterstützt werden, treffen 
diese Programme auf Akzeptanzprobleme. In diesen Unternehmen gibt es laut 
IEL/SC weder Umweltbewusstsein noch ein ökonomisches Bewusstsein der 
Umweltprobleme.  
 

„Über Umwelt zu sprechen ist, als würde man über etwas Unangenehmes spre-
chen. Sie sind oft nicht einmal Appellen zur technologischen Erneuerung gegen-
über empfänglich, geschweige denn gegenüber Appellen, die sich nur auf die 
Umwelt beziehen.“ (Beirat des IEL) 

 

Obwohl sie schon in einigen Unternehmen erfolgreich eingeführt wurden, gibt 
es immer noch viel Widerstand und wenig Akzeptanz innerhalb der kleineren 
Unternehmen in Santa Catarina gegenüber allen Umweltfragen, selbst wenn die-
se als ökonomische Gewinne „verkleidet“ daherkommen. Der Grund dafür ist 

https://doi.org/10.5771/9783845267791-45, am 17.09.2024, 14:27:16
Open Access –  - https://www.nomos-elibrary.de/agb

https://doi.org/10.5771/9783845267791-45
https://www.nomos-elibrary.de/agb


Analyse der „Nicht-Politik“ 53 

 

laut den Informanten des IEL die Tatsache, dass der Staat seiner Aufgabe als 
Förderer der Entwicklung nicht nachkommt, in welcher der Industrie eine 
Schlüsselposition zukommt.  
 

„Das Umweltorgan kontrolliert und bestraft nicht und selbst wenn es das tut, dann 
ist das für die Unternehmen immer noch billiger als die Investition in Technolo-
gien, die besser für die Umwelt sind.“ (Beirat des IEL) 

 

In diesem Zusammenhang, wie auch schon Leff (1986) treffend feststellte, war 
die Aufnahme der Variable „Umwelt“ in die aktuelle gesellschaftliche Rationali-
tät die Folge einer ökonomischen und nicht ökologischen Sensibilisierung. Das 
heißt, es ging um das Bewusstsein der ökonomischen Probleme, welche durch 
die Umweltprobleme entstanden waren, und nicht um das Bewusstsein über die 
Umweltprobleme an sich im ökologischen Sinn. Die Geschäftsmöglichkeiten 
stehen auf dem Spiel und verwandeln in diesem Sinne das ökologische Gleich-
gewicht in eine Variable des Marktes. 

Die Effizienz des Marktes selbst als gesellschaftliches Organisationsprinzip 
hat sich in Umweltfragen jedoch als unzulänglich erwiesen. Der Grund dafür ist, 
dass in praktischer Hinsicht diese „Effizienz“ sich auf die Annahme verlässt, 
dass der Staat seine regulierende und kontrollierende Funktion innerhalb der ge-
sellschaftlichen Aktivitäten erfüllt. Außerdem wird angenommen, dass der Staat 
seine Hauptrolle nicht als führender Organisator im Entwicklungsprozess durch 
politisches Management, welches zur Aufnahme der Umweltproblematik in die 
gesellschaftliche Rationalität anspornt, ausübt. Es besteht eine große Zerrüttung 
im Bereich der Umweltproblematik und diese Zerrüttung ist größtenteils auf die 
Zerrüttung des Staates selbst zurückzuführen, der sich als unfähig erweist ange-
sichts der Herausforderung des Umweltmanagements und der Formulierung von 
effektiven politischen Programmen. 

3. Politische Programme: Prinzipien und Instrumente der Nachhaltigkeit 

Das vom Staat im Bezug auf den Umweltschutz hinterlassene Vakuum erweist 
sich als ein politisches und ökonomisches Problem, das nicht nur von gutem 
Willen, der Fähigkeit und den Möglichkeiten der Zivilgesellschaft und des 
Marktes abhängt, sondern auch von den Rahmenbedingungen, für welche der 
Staat zuständig ist. Diese Rahmenbedingungen sind die ständige Überwachung 
der Umweltressourcen, die ständige Kontrolle der Verschmutzungsaktivitäten, 
die Identifikation von verseuchten Gebieten oder von Verseuchung bedrohten 
Gebieten, das Vorschlagen von Wiederherstellungsmaßnahmen und die Förde-
rung von Untersuchungen und technologischen Forschungen für einen vernünf-
tigen Gebrauch, das Management und den Erhalt der natürlichen Ressourcen. Es 
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geht darum, politische Programme zu schaffen, die als besondere Richtlinien 
oder sogar als imperativische Richtlinien gekennzeichnet sind, welche die Betei-
ligung der Zivilgesellschaft ermöglichen und fördern, informieren und die Be-
wusstseinsbildung und Bildung fördern. 

Die Lösung dieser Probleme wird durch das Konzept der nachhaltigen Ent-
wicklung geschaffen, welches durch die praktischen Implikationen ihres Entwurfs 
als Paradigmenwechsel der Sichtweise der Entwicklung und der Beziehung der 
Menschen untereinander und zur Natur (Beziehung der vom Menschen geschaf-
fenen Institutionen) auftritt. Das Konzept der nachhaltigen Entwicklung drückt 
eine neue Rationalität aus, deren Priorität sich bei der Weiterentwicklung vom 
puren ökonomischen und unausgeglichenen Wachstum distanziert, hin zu einem 
gerechten Wachstum, das sich auf dem ökologischen Gleichgewicht gründet. 

Indessen ist es für das Management der Umweltproblematik unentbehrlich, 
dass die Regierung handelt und dieses Handeln sollte nicht nur für den Bereich 
der natürlichen Ressourcen als wichtig betrachtet werden, sondern in erster Li-
nie im Bereich des Managements der Konflikte und der unterschiedlichen In-
teressen, die sich aus dieser Problematik ergeben. Der richtige Umgang mit die-
ser Problematik sind jedoch nicht die autoritäre Durchsetzung und die Strafe, 
aus welchen die Aktionen der Regierungsorgane aus praktischen Gründen im-
mer noch häufig bestehen. Das staatlich geführte Management ist nötig, jedoch 
immer im Hinblick auf die Bedürfnisse und Erwartungen der Gesellschaft. 

Ein solches Management benötigt die Erzeugung eines Verhandlungspro-
zesses zwischen Sektoren und Regierungsorganen. Durch diesen Verhandlungs-
prozess können die tatsächlichen Bedürfnisse und Erwartungen der Gesellschaft 
erkannt werden, und davon ausgehend ist es dann möglich, effektive und legi-
time politische Programme zur Lösung der Umweltprobleme zu formulieren und 
zu schaffen. 

Die Entscheidung für die Nachhaltigkeit hängt von zwei interdependenten 
Handlungssträngen ab: zum einen das Handeln der Regierung im Hinblick auf 
eine Bewusstseinsbildung der Gesellschaft durch Bildungsprogramme, durchaus 
auch mit Druck von oben, und zum anderen die Ermöglichung eines Übergangs-
prozesses von einem Modell zum anderen durch politische Programme für Ge-
sellschaft und Industrie, in welchen der Nachhaltigkeit Vorrang gegeben wird.  

Diese Aktionen sind deshalb gerechtfertigt, weil die Einführung der Um-
weltproblematik in die Gesellschaft sich durch die Vorherrschaft der aktuellen 
ökonomischen Rationalität, welche sich nach kurzfristigen Zielen richtet, schwie-
rig gestaltet. Ohne dieses Handeln der Regierung bleibt man also abhängig vom 
guten Willen und von spontanen Aktionen der verschiedenen gesellschaftlichen 
Gruppen und des Marktes. 

Auf der anderen Seite dürfen sich die politischen Programme nicht auf 
finanzielle Anreize oder Strafen nach dem Muster von Vorschrift und Kontrolle 
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beschränken. Im Gegenteil sollten sie den Wandel der gesellschaftlichen Ratio-
nalität fördern, damit es möglich ist, ökonomische und ökologische Nachhaltig-
keit, die offensichtlichen, sich daraus ergebenden Synergieeffekte und die Ab-
hängigkeit des einen vom anderen unter einen Hut zu bringen. Das heißt: Ein 
Niveau der ökonomischen Bewusstseinsbildung hinsichtlich der Umweltproble-
me zu überwinden, um zum Bewusstsein dessen zu gelangen, dass ökonomisch 
nachhaltiges Handeln und ökologisch nachhaltiges Handeln in ihrem Wesen zu-
sammengehören. 

Die politischen Programme sollten so in der Lage sein – wie bereits bei der 
Verwendung des Sicherheitsgurts im Auto in den letzten Jahren in Brasilien ge-
schehen –, die Gesellschaft daran zu gewöhnen, die Umwelt zu schützen, wo-
durch derjenige, der es nicht tut, plötzlich „out“ ist. Dies führt dann zu einem 
Entwicklungskonzept, Wohlergehen und Lebensqualität, in welchen sich die 
Weisheit und das Bewusstsein der gegenseitigen Abhängigkeit der Menschen 
untereinander und der gegenseitigen Abhängigkeit von Mensch und Umwelt wi-
derspiegeln. Außerdem würde dies die Aufgabe beinhalten, ein neues Produk-
tionsmodell zu finden, in dem der Umweltschutz als innerer Wert vertreten ist. 

Der Begriff Nachhaltigkeit setzt nicht nur das Verständnis dessen voraus, 
dass die natürlichen Ressourcen, welche die materielle Entwicklung der Gesell-
schaften unterhalten, begrenzt sind, sondern in erster Linie das Verständnis der 
gegenseitigen Abhängigkeit des Handelns von Mensch und Natur. Wenn also in 
dieser Hinsicht das Entwicklungskonzept der Nachhaltigkeit ein neues sozial-
politisches und ökonomisches Paradigma aufstellt, muss es zum obersten Ziel 
der Entwicklungspolitik der Regierungen werden. Das Handeln der Regierung, 
also die politischen Programme, müssen so durch untereinander verbundene for-
melle und informelle Bildungsprogramme, Kontrolle und Förderung darauf ge-
richtet sein, ein Entwicklungsmodell einzuführen, bei dem die ökologische Nach-
haltigkeit Vorrang hat. 

Die Umweltproblematik ist sowohl ein politisches als auch ein wirtschaftli-
ches Problem, welches nicht nur von der Kapazität und den Möglichkeiten einer 
Zivilgesellschaft abhängt. Sie ist auch abhängig von den Rahmenbedingungen, 
welche Aufgabe des Staates und seines Apparats sind. Diese Rahmenbedingun-
gen sind die ständige Überwachung der Umweltressourcen, die ständige Kon-
trolle der Verschmutzungsaktivitäten, die Identifikation von verseuchten Gebie-
ten oder von Verseuchung bedrohten Gebieten, das Vorschlagen von Wiederher-
stellungsmaßnahmen, das Einrichten von permanenten Überwachungssystemen 
in Gebieten mit kritischer Umweltverschmutzung, die Förderung von Untersu-
chungen und technologischen Forschungen für eine vernünftige Nutzung und 
das Management und den Erhalt der natürlichen Ressourcen und vor allem das 
Einführen und Fördern von Programmen zum Umweltmanagement (Gutberlet 
1996). Das bedeutet, politische Programme zu schaffen, die als besondere Richt-
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linien oder sogar als imperativische Richtlinien gekennzeichnet sind im Hinblick 
auf die Einführung des Umweltschutzes in die Rationalität der Gesellschaft. 

Außerdem müssen die politischen Programme in der Lage sein, die Teilnah-
me der Gesellschaft, institutionelle Arrangements und Produktionsarrangements 
im Hinblick auf die Nachhaltigkeit zu fördern. Bei der Herstellung dieser Arran-
gements darf man sich allerdings nicht auf die Vorstellung beschränken, es ginge 
nur um die Einführung von Wachstumshandlungen, die nur die Auswirkungen 
der gesellschaftlichen Handlungen verringern, sondern man muss den Werte-
wandel und den kulturellen Wandel verinnerlichen, welcher die sozioökonomi-
sche Nachhaltigkeit zum Ziel hat (Sampaio 1996). 

Wenn man sich auf den Gedanken von Prof. Sachs und auf die oben be-
schriebene Problematik bezieht, ist zu konstatieren, dass in einem Entwicklungs-
prozess die Rolle des Staates und der politischen Programme eine entscheidende 
ist, das Handeln des Staates sollte aber den Sorgen der Hauptinteressenten ent-
sprechen und sich deshalb auf der effektiven Beteiligung der Zivilgesellschaft 
gründen. Deshalb muss er sowohl einen staatlichen Regulierungsextremismus 
zurückweisen sowie die bereits erwähnte „eigene Effizienz“ des Marktes. Man 
braucht ein kompaktes Staatsmodell, das jedoch in der Lage sein muss, die Re-
gierung demokratisch mit Raum zur Diskussion für alle am Entwicklungspro-
zess Beteiligten zu organisieren. Dieser Staat schafft Partnerschaften zwischen 
öffentlichen und privaten Institutionen, die in der Lage sind, Produktionsarran-
gements zu treffen. Bei diesen Organisationsformen von horizontalen Koopera-
tionsnetzwerken ergibt sich ein positiver Außenhandel, sowohl für die Unterneh-
men als auch für die beteiligten Organisationen. Die Förderung dieser Produk-
tionsarrangements muss über flexible Programme ablaufen, um eine Anpassung 
an die jeweilige besondere Situation zu ermöglichen. Außer den Produktionsar-
rangements sind Instrumente nötig, die den Miteinbezug kleinerer und informel-
ler Unternehmen ermöglichen, den Zugang zu Krediten, die Eingliederung in 
Produktionsketten, die Zugangsmöglichkeit zu den Märkten und den Zugang zu 
den neuen Technologien durch eine differenzierte Behandlung auf dem öffent-
lichen Wirtschaftssektor (Sachs 2003). 

Das Eingreifen der Regierung rechtfertigt sich außerdem noch durch den 
gemeinschaftlichen und allumfassenden Charakter der Umwelt, durch welchen 
die Regierung eine grundlegende Bedeutung als treuer Verwalter der in ihr re-
präsentierten Gemeinschaft bekommt. Somit ist es ihre Aufgabe, diese Interes-
sen im Gleichgewicht zu halten. Das Begreifen dieser Umstände öffnet neue 
Handlungsfelder innerhalb der Sphäre der Regierung und der Gesellschaft. Der 
Staat entfaltet sein Handeln durch Koordinierungsprogramme und die Förderung 
von gesellschaftlichen Initiativen in eine andere Richtung, und zwar auf die Er-
kenntnis der lokalen und gesellschaftlichen Kapazitäten und Möglichkeiten hin. 
Auf die gleiche wissenschaftliche Art und Weise kann die Möglichkeit eines 
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Volkswissens initiiert werden (mit einer taktischen Dimension), welches sich als 
tatsächliches Wissen erweisen kann, das sich auf die Erfahrung und Erkenntnis 
der lokalen Akteure gründet. Das heißt: Es werden Reflexionslinien, Forschungs-
linien und Erkenntnisse aus dem lokalen Wissen zusammengeführt. Diese sind 
die wirklichen Beiträge, welche die Konstruktion eines neuen Entwicklungspa-
radigmas voranbringen, welches sich somit auf das Handeln der Personen selbst 
gründet, auf die Definition ihrer Lebensweise und auf diese Weise neue Mög-
lichkeiten, Politik zu verstehen und zu praktizieren, bildet. Dies geschieht in 
dem Maße, in dem die Menschen sich direkt an der Suche nach kreativen und 
endogenen Lösungen beteiligen und diese vorantreiben und sich so von den 
bürokratischen und paternalistischen Mechanismen distanzieren, welche die ver-
tikale Achse und die Machtkonzentration stärken (Fernandes/Sampaio 2006). 

4. Schlussfolgerung: Von der Umweltbildung zur Bildung zur 
ökologischen Entwicklung 

Die einen bestimmten Wert betreffende Bildung ist der Ausgangspunkt, von 
dem aus die Gesellschaft handeln kann, um Sektoren wie die Industrie oder so-
gar den Staat selbst dazu anzuspornen, ihren Wertemaßstäben gerecht zu werden, 
und zwar unter Androhung von Konsequenzen, indem sie ihre Produkte nicht 
mehr konsumiert oder die Regierenden nicht wieder wählt. Die Gesellschaft 
sollte über die Herkunft der Produkte, die sie kauft, informiert sein, und zwar 
nicht nur, was die technischen Aspekte anbelangt, sondern auch die Produk-
tionsweise, die Art der Behandlung der Mitarbeiter und den Umgang mit der 
Umwelt. Aber wer ist dafür verantwortlich? Bestimmt nicht nur die Hausfrauen-
vereine, um ein Beispiel zu nennen. Schon alleine deswegen, weil diese nur 
handeln würden, wenn sie das nötige Wissen und Bewusstsein bezüglich dieser 
Problematik hätten. Es ist also die Aufgabe der Regierenden, Bildungs-, Infor-
mationsmechanismen und Mechanismen zur Bildung von Werten zu schaffen, 
aufgrund welcher die Hausfrauenvereine sich dann organisieren und handeln 
können. Wir haben bereits den Sicherheitsgurt erwähnt, aber ein anderes gutes 
Beispiel für ein politisches Programm ist das des Haltbarkeitsdatums der Le-
bensmittel in den Geschäften, weil es auch symptomatisch und äußerst grundle-
gend ist. Wer von uns könnte heutzutage noch ein Lebensmittel ohne Haltbar-
keitsdatum kaufen oder eines, bei dem dieses abgelaufen ist oder eines, das be-
schädigt ist? Auf die gleiche Art und Weise muss der Naturschutz ein integrier-
ter Bestandteil der Qualitätskriterien werden, welche den Konsum der Bevölke-
rung bestimmen. Ein umweltschädliches Produkt zu kaufen, sollte das Gleiche 
sein, wie etwas Ungenießbares oder Ungesundes zu essen. 
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Die Regierungen müssen natürlich weiterhin kontrollieren, aber diese Kon-
trolle kann auch im Großen und Ganzen von den Bürgern übernommen werden, 
die außerdem auch noch die Politik der Regierung überwachen müssen. Die 
eigene Effizienz des Marktes, die in den liberalen Theorien beschworen wird 
und welche von Autoren wie Leis (1999) und Leff (1986) kritisiert wird, kann 
nur wirken, wenn wir ein Stadium erreichen, in dem die Gesellschaft ein hohes 
Umweltbewusstsein und eine hohe Umweltbildung besitzt. 

Die Umweltbildungsprogramme müssen über die Feierlichkeiten zum globa-
len Umwelttag und dem Tag des Baums hinausgehen. Noch mehr als unermüd-
lich zu wiederholen, dass die Natur zerstört wird, muss man ihren Schutz als 
einen hohen Wert etablieren. Dafür braucht man Informationskampagnen, aber 
vor allem Bildung, und zwar im Sinne von Ausbildung zu Autonomie, Freiheit, 
Verantwortlichkeit und Engagement für den Planeten und für das Leben und 
schließlich zur Emanzipation, statt nur ein Mittel zu sein, ein Instrument für Pro-
jekte, die immer auf Morgen verschoben werden. Nur so kann die Umweltbildung 
zur Bildung zur ökologischen Entwicklung in ihrem eigentlichen Sinn werden. 

Die Bildung zur ökologischen Entwicklung gründet sich auf epistemologi-
sche und systemisch-konstruktivistische Erfahrungen und geht davon aus, dass 
alle Erkenntnis der Welt in Bezug auf Raum und Zeit hypothetisch und fehlbar 
bleibt. Die Anstrengungen und Erklärungen der Religionen sowie die Werte und 
Haltungen der sozialen Akteure werden anerkannt und man distanziert sich von 
der Aversion diesen gegenüber, welche sich durch eine subjektive kartesische 
Perspektive ergibt. Es wird angenommen, dass die sozial-ökologische Thematik 
über einzelne Disziplinen hinausgeht und kulturelle und ökologische Systeme 
miteinander verbindet. Die inspirierende Ethik ist der Weisheit, die sich in den 
einzelnen Regionen über die Bedeutungen des traditionellen Wissens findet, nä-
her als der wissenschaftlichen Vernunft (Dieuges 1996; Vieira/Ribeiro 1999; 
Abromovay 2002; Vieira 2002, 2003; Berkes 2005; Max-Neef 2005). 

Sie muss als ein konstanter Prozess verstanden werden, bei dem man sich 
all dessen bewusst wird, was einen umgibt, und dessen Ziel es ist, den Umwelt-
schutz als einen Grundwert zu etablieren. Man kann sich vorstellen, dass die Bil-
dung zur ökologischen Entwicklung nicht möglich ist, außer dadurch, dass In-
formationen über verschiedenste Wege in Umlauf gebracht werden, die sie wert-
schätzen und ihre Bedeutung betonen. Programme wie der Kampf gegen Brust-
krebs und Massenimpfungen sind durch Kampagnen in der Gesellschaft eta-
blierte Werte. Deshalb müssen Bildungsprogramme zur ökologischen Entwick-
lung, deren Thema der Naturschutz ist, nicht besonders originell sein, sie müs-
sen nur in den politischen Programmen vorrangig behandelt werden, und zwar 
mit allen verfügbaren Möglichkeiten und Mitteln. 

Wenn dieser Fall eintritt, kann man erwarten, dass die hier geführte Diskus-
sion nicht zu einem Epos des Pessimismus, sondern zu einer Ode der guten 
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Möglichkeiten auf der Suche nach einer sozialen Grundrationalität wird, welche 
sich von der Unidimensionalität der utilitaristischen Berechnungen von Mittel 
und Zweck distanziert und welche der Schaffung und Anwendung von Techni-
ken, die auf den Vektoren der Effizienz und der ökonomischen Effektivität grün-
den, vorsteht. Obwohl Morris (1997) die Grundrationalität, für die sich im Hin-
blick auf die Bildung zur ökologischen Entwicklung eingesetzt wird, bei der 
Konstruktion der vier für eine wirklich menschliche Erfahrung nötigen Dimen-
sionen nicht erwähnt, als da wären die intellektuelle, die ästhetische die morali-
sche und die spirituelle Dimension, wäre es nicht weiter schwierig, ihre Bezie-
hung untereinander auszuführen. Die Intellektualität muss nach der Wahrheit der 
Fakten drängen, und sie nicht reduzieren oder gar verzerren, um sie besser ver-
stehen zu können. Im Bereich der Ästhetik muss die Schönheit den Sinn der 
Reinheit wieder kräftigen und nicht den der Belanglosigkeit. Im Bereich der 
Moral muss die menschliche Solidarität zum Nachteil des individuellen Wohl-
ergehens hervorgehoben werden. Und im Bereich der Spiritualität muss Einheit 
angestrebt werden, um die menschlichen Beziehungen zu stärken und nicht die 
wirtschaftlichen Interessen. 
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